
 

 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

- Drucksache 18/6745 - 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 

des Telemediengesetzes  

Stichwort: Providerhaftung WLAN 

Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 8 TMG) 

 

I. Änderung 

In Artikel 1 wird die Nummer 3 wie folgt gefasst: 

‚3. Dem § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Diensteanbieter nach Absatz 1, die 

Nutzern einen Internetzugang über ein drahtloses lokales Netzwerk zur 

Verfügung stellen.“‘ 

 

 

II. Begründung 

Um Rechtssicherheit zu schaffen, stellt der neu eingefügte Absatz 3 klar, dass 

auch Anbieter von WLAN-Internetzugängen Zugangsprovider i. S. d. § 8 TMG 

sind und dass für diese die Bestimmungen des § 8 gelten. Gemäß § 2 Satz 1 Num-

mer 1 TMG sind „Diensteanbieter“ im Sinne des TMG alle natürlichen und juris-

tischen Personen, die eigene oder fremde Telemedien zur Nutzung bereithalten 

oder den Zugang zur Nutzung vermitteln. Mit der Änderung wird klargestellt, dass 

auch die Anbieter von WLAN-Internetzugängen ohne jede Einschränkung 

Diensteanbieter i.S.d. § 8 TMG sind. Dabei ist die Haftung eines Diensteanbieters 

der reinen Durchleitung unter bestimmten kumulativen, aber abschließenden Vo-

raussetzungen beschränkt. Eine Haftung des Diensteanbieters ist danach grund-

sätzlich ausgeschlossen, wenn der Anbieter von Diensten der reinen Durchleitung 
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die Übermittlung nicht veranlasst, den Adressaten der übermittelten Kommunika-

tion nicht auswählt und er die übermittelten Informationen nicht auswählt oder 

verändert. Der Wortlaut der Bestimmungen des Artikels 12 der Richtlinie 

2000/31/EG und des § 8 TMG schließt weitere Voraussetzungen oder Prüfplich-

ten für deren Anwendung ausdrücklich aus. Deswegen wurden die im Gesetzent-

wurf der Bundesregierung in § 8 Absatz 4 TMG genannten Voraussetzungen und 

Prüfpflichten gestrichen, weil diese mit den unionsrechtlichen Vorgaben unver-

einbar sind und das Ziel des Gesetzentwurfes, Rechtssicherheit für WLAN-An-

bieter zu schaffen, verfehlt hätten. 

Die Beschränkung der Haftung umfasst horizontal jede Form der Haftung für 

rechtswidriges Verhalten jeder Art. Das gilt für die straf-, verwaltungs- und zivil-

rechtliche Haftung sowie für die unmittelbare und mittelbare Haftung für Hand-

lungen Dritter. Die Haftungsprivilegierung des Diensteanbieters nach § 8 Absatz 

1 und 2 umfasst z.B. uneingeschränkt auch die verschuldensunabhängige Haftung 

im Zivilrecht nach der sog. Störerhaftung und steht daher nicht nur einer Verur-

teilung des Vermittlers zur Zahlung von Schadenersatz, sondern auch seiner Ver-

urteilung zur Tragung der Abmahnkosten und der gerichtlichen Kosten im Zu-

sammenhang mit der von einem Dritten durch die Übermittlung von Informatio-

nen begangenen Rechtsverletzung entgegen. Diese Auslegung der unionsrechtli-

chen Vorgaben hat der Generalanwalt beim Europäischen Gerichtshof Maciej 

Szpunar in seinen Schlussanträgen vom 16. März 2016 in der Rechtssache C-

484/14 bekräftigt (siehe Rz. 63ff., 151). 

Die Beschränkung der Haftung steht dagegen nicht dem Erlass einer gerichtlichen 

Anordnung auf einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage entgegen, wobei 

diese jedoch nicht die Feststellung irgendeiner Haftung des Vermittlers für eine 

durch die Übermittlung von Informationen begangenen Rechtsverletzung bein-

halten kann (ebd. Rz. 86). Eine solche gerichtliche Anordnung muss wirksam und 

verhältnismäßig und darauf gerichtet sein, eine bestimmte Rechtsverletzung ab-

zustellen oder zu verhindern, und keine allgemeinen Überwachungspflichten im-

plizieren. Zudem muss sie ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den Grund-

rechten wahren (ebd. Rz. 115, 151). Eine solche gerichtliche Anordnung ist nach 

Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2000/31/EG unzuläs-

sig, wenn der Adressat dieser nur dadurch nachkommen kann, dass er den Inter-

netzugang stilllegt, mit einem Passwortschutz oder Verschlüsselung sichert oder 

sämtliche über den Anschluss laufende Kommunikation auf Rechtsverletzungen 

hin untersucht (ebd. Rz. 105ff., 151).  

 

 

III. Finanzielle Auswirkungen 

 

Keine. 


